
MUTIG NEUE WEGE GEHEN. IN VERANTWORTUNG FÜR 
SACHSEN – Die sächsische Wohnungswirtschaft zum 
Koalitionsvertrag für die 8. Legislaturperiode des Sächsischen 
Landtages (2024 bis 2029) 
Dresden, 9. Dezember 2024. Anlässlich der geplanten Regierungsbildung von CDU und SPD in 

Sachsen äußern sich die beiden großen Verbände der sächsischen Wohnungswirtschaft – der 

Verband Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V. (VSWG) und der vdw Sachsen Verband 

der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft e. V. (vdw Sachsen). Gemeinsam repräsentieren sie über 

40 % des sächsischen Mietwohnungsmarktes und verantworten rund 600.000 Wohnungen im 

Freistaat. 

„Wir begrüßen ausdrücklich, dass der vorgelegte Koalitionsvertrag die wichtigen Themen einer 

zukunftsfähigen und wirtschaftlich tragfähigen Energieversorgung mit der Bezahlbarkeit des 

Wohnens in Einklang bringt. Besonders positiv sehen wir den Vorstoß, gezielte Fördermaßnahmen 

für den notwendigen (Teil-)Rückbau von Wohngebäuden zu schaffen. Ebenso begrüßen wir die 

ganzheitliche Betrachtung der Wohnungswirtschaft im Kontext der Infrastruktur, die durch das neue 

Ministerium für Infrastruktur gestärkt wird. Mobilität und Wohnungswirtschaft müssen gemeinsam 

gedacht werden“, erklärt Mirjam Philipp, Vorstand des VSWG. 

Alexander Müller, Verbandsdirektor des vdw Sachsen, ergänzt: „Für die Zukunftssicherung 

unserer Wohnungsunternehmen ist Planungssicherheit unverzichtbar. Bei Investitionszyklen, die oft 

mehr als 20 Jahre umfassen, brauchen wir klare strategische Leitlinien und stabile 

Rahmenbedingungen, um Fehlinvestitionen zu vermeiden und wirtschaftliche Stabilität zu 

gewährleisten. Ein zügiger Beschluss des sächsischen Haushalts ist daher essenziell, um die 

geplanten Maßnahmen und Programme auch finanziell abzusichern.“ 

Beide Verbände betonen ihre Bereitschaft, mit der neuen sächsischen Regierung eng 

zusammenzuarbeiten, um die Inhalte des Koalitionsvertrages in konkrete, umsetzbare Maßnahmen 

zu überführen. Sie appellieren zugleich an alle Abgeordneten des Sächsischen Landtages, den 

Vertrag mit einer breiten Mehrheit sachbezogen zu unterstützen. 




